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Niederschrift über die 9. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 12. Januar 2017, 17:00 Uhr 

im Kommissionszimmer II, Rathaus, Kassel 
 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Dr. Bernd Hoppe, 1. stellvertretender Vorsitzender, Freie Wähler 

Dr. Hasina Farouq, 2. stellvertretende Vorsitzende, SPD 

Helene Freund, Mitglied, SPD 

Hermann Hartig, Mitglied, SPD (Vertretung für Sabine Wurst) 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD 

Holger Augustin, Mitglied, CDU 

Saskia Spohr-Frey, Mitglied, CDU 

Gernot Rönz, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Dr. Andreas Jürgens) 

Awet Tesfaiesus, Mitglied, B90/Grüne 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Matthias Nölke, Mitglied, FDP (Vertretung für Dr. Cornelia Janusch) 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Bertram Hilgen, Oberbürgermeister, SPD 

 

Schriftführung 

Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Jennifer Kellotat, Rechtsamt 

Julia Funke, Rechtsamt 

Bernd Kessler, Ordnungsamt 

Dr. Regina Füllgrabe, Amt für Lebensmittelüberwachung und Tiergesundheit 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Neuregelung der Wahlplakatierung 101.18.291 

2. Öffentliche Sicherheit in öffentlichen Räumen 101.18.390 

3. Religiöses Schlachten in der Stadt Kassel 101.18.397 
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ordnungsgemäß einberufene 9. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 

Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit sowie die Tagesordnung fest. 
 

 

Während der Behandlung von Tagesordnungspunkt 1 übernimmt  

1. stellvertretender Vorsitzender Dr. Hoppe die Sitzungsleitung. 
 

 

1. Neuregelung der Wahlplakatierung 

Antrag der FDP-Fraktion 

- 101.18.291 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, bis zum Frühjahr 2017 den Entwurf einer neuen 

Satzung, die das Aufstellen von Plakatträgern zu Wahlkampfzeiten regelt, 

auszuarbeiten und dem Ausschuss vorzustellen. Bei einer neuen Satzung sollte 

insbesondere vorgesehen werden, dass künftig einzelne Plakatträger bis zur 

Größe DIN A 0 nicht mehr zulässig sind. Stattdessen sollen zahlreiche mobile 

Plakatwände an den Haupt-ein-  und -ausfahrtsstraßen vorgesehen werden, 

wo jede kandidierende Partei ein bestimmtes Kontingent von Plakaten bis zur 

Größe DIN A 0 anbringen darf. Des Weiteren sollte durch die neue Satzung 

sichergestellt sein, dass künftig keine Plakatierung mehr an Denkmälern und 

Kunstwerken, wie beispielsweise „7000 Eichen“, zulässig ist. 

 

Stadtverordneter Nölke, FDP-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion und 

ändert diesen wie folgt ab: 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird gebeten, bis Sommer 2017 den Entwurf einer neuen 

Satzung, die das Aufstellen von Plakatträgern zu Wahlkampfzeiten regelt, 

auszuarbeiten und dem Ausschuss vorzustellen. Bei einer neuen Satzung sollte 

insbesondere vorgesehen werden, dass künftig einzelne Plakatträger bis zur 

Größe DIN A 0 nicht mehr zulässig sind. Stattdessen sollen zahlreiche mobile 

Plakatwände an den Haupt-ein-  und -ausfahrtsstraßen vorgesehen werden, 

wo jede kandidierende Partei ein bestimmtes Kontingent von Plakaten bis zur 

Größe DIN A 0 anbringen darf. Des Weiteren sollte durch die neue Satzung 

sichergestellt sein, dass künftig keine Plakatierung mehr an Denkmälern und 

Kunstwerken, wie beispielsweise „7000 Eichen“, zulässig ist. 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: FDP, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der FDP-Fraktion betr. Neuregelung der Wahlplakatierung, 

101.18.291, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Sprafke 

 

 

2. Öffentliche Sicherheit in öffentlichen Räumen 

Anfrage der SPD-Fraktion 

- 101.18.390 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 
 

Der Magistrat wird gebeten, in Zusammenarbeit mit dem Polizeipräsidium 

Nordhessen, zur Unterrichtung und Erörterung der verschiedenen 

Fragestellungen zum Themenkomplex „Sicherheit im öffentlichen Raum in 

Kassel“ im Ausschuss insbesondere folgende Fragen zu beantworten: 
 

1. In welchen Bereichen des öffentlichen Raums wurden in den letzten 

Monaten Verstöße gegen die öffentliche Sicherheit verzeichnet? 

2. Wie ist die öffentliche Sicherheitslage aktuell am Friedrichsplatz zu 

beurteilen? 

3. Welche Gefährdungspotentiale zeichnen sich derzeit im Innenstadt-Gebiet 

(inklusive der Innenstadtrandlagen) ab? 

4. Welche Erfahrung wurde mit der bereits existierenden Videoüberwachung 

in Kassel gemacht bzgl. Verhinderung von Straftaten und Verfolgung von 

Straftaten? 

5. Wie ist die aktuelle Sicherheitslage in Kassel allgemein? 

6. Welche Straftatbestände und in welchem Umfang werden festgestellt: 

- Eigentumsdelikte 

- Gewaltdelikte / Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

- Betäubungsmitteldelikte 
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7. Welche Ordnungswidrigkeiten werden in welchem Umfang festgestellt 

(ausgenommen Verkehrsverstöße)? 

8. Können Täter und Opfer nach Alter, Geschlecht und Nationalität 

aufgeschlüsselt werden? 

9. Welche Maßnahmen sind aus der Sicht von Magistrat und Polizeipräsidium 

zielführend, um die Sicherheit im öffentlichen Raum zu erhöhen? 

 

Oberbürgermeister Hilgen beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche 

Beantwortung als Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Hilgen erklärt  

Vorsitzender Kortmann die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

3. Religiöses Schlachten in der Stadt Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.397 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Gibt es in der Stadt Kassel Betriebe, welche nach religiösen 

Weltanschauungen schlachten? 

 

2. Wenn ja, nach welchen religiösen Weltanschauungen wird geschlachtet? 

 

3. Und welche Betriebe sind dies in der Stadt Kassel? 

 

4. Wird in Kassel das Schächten praktiziert? 

 

5. In welcher Größenordnung werden Tiere auf diese Weise getötet? 

 

6. Gibt es Erhebungen zur Stückzahl? 

 

7. Welche Priorität hat der Tierschutz gegenüber religiös motivierten 

Schlachtritualen? 

 

8. Falls der Tierschutz vor religiös motivierten Schlachtritualen steht, welche 

Maßnahmen werden zum Schutz der Tiere unternommen? 
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Oberbürgermeister Hilgen beantwortet die Anfrage. 

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Hilgen erklärt  

Vorsitzender Kortmann die Anfrage für erledigt. 

 

 

Ende der Sitzung: 17.38 Uhr 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Andrea Herschelmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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